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1 Einleitung

Der Wissenschaftliche Beirat für Verkehr hat in seinem Gutachten „Faire Preise
für Infrastrukturbenutzung“ vom August 19991 Ansätze für ein alternatives
Konzept zum Weißbuch der Europäischen Kommission2 vorgelegt. An Stelle
der im Weißbuch geforderten europaweiten Preisbildung allein nach sozialen
Grenzkosten - einschließlich der Umwelt- und Unfallfolgekosten - spricht sich
der Beirat für eine differenzierte Anwendung verkehrspolitischer Instrumente,
insbesondere einen dezentralen Einsatz alternativer Preissysteme aus. Dazu
zählen insbesondere auch mehrstufige Tarife, die im Zentrum der nachfolgenden
Ausführungen stehen sollen. Ziele des Umweltschutzes und der Verkehrssicher-
heit lassen sich „vor die Klammer ziehen“ und mit geeignet ausgestalteten Mi-
neralöl- oder Kerosinsteuern sowie Kfz-Steuern verfolgen.

2 Die Anforderungen an marktkonforme Infrastrukturbenutzungs
gebühren

Tarifsysteme zur Benutzung von Wegeinfrastrukturen sollten so ausgestaltet
werden, dass sie in der Lage sind, gleichzeitig die Kriterien der Diskriminie-
rungsfreiheit, der effizienten Allokation knapper Wegeinfrastrukturkapazitäten
(Effizienzanforderung) sowie der Finanzierungsanforderung (harmonisierter
Kostendeckungsgrad) möglichst weitgehend zu erfüllen. Traditionelle Vollko-
stenrechnungen auf der Basis administrativer Aufteilungsschlüssel der Infra-
struktur-Gemeinkosten auf unterschiedliche Nutzergruppen sind ökonomisch
nicht sinnvoll und können diese Aufgabe bekanntlich nicht lösen.3 Aber auch bei
einer Preisbildung allein nach sozialen Grenzkosten können diese Kriterien nicht
gleichzeitig erfüllt werden. Insbesondere ergibt sich die Fixkostendeckung als
Residualgröße.

                                                
1 Internationales Verkehrswesen (51), 10/1999, S. 436-446.
2 KOM (1998) 466 Endg. vom 22. 7. 1998
3 Vgl. z.B. W.J. Baumol, M.F. Koehn, R.D. Willig (1987), How Arbitrary is „Arbi-

trary“ - or, Toward the Deserved Demise of Full Cost Allocation, in: Public Utili-
ties Fortnightly, 3, S. 16-21.
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Demgegenüber ist das mehrstufige Tarifbildungsprinzip darauf ausgelegt, die
Finanzierungsanforderung als Ex-ante-Bedingung in das Tarifbildungsprinzip
aufzunehmen. Der Staat, der zur Defizitdeckung herangezogen werden soll, wird
somit nicht mit unkalkulierbaren Defizitbedarfen konfrontiert. Bei einem geeig-
neten Design zweistufiger Preissysteme ist es dagegen möglich, die grundlegen-
den Anforderungen an marktkonforme Infrastrukturbenutzungsgebühren gleich-
zeitig zu erfüllen. Hierzu ist die Einbeziehung der Nachfrageseite unerlässlich.

Ein wesentliches Merkmal bei der Bereitstellung von Wegekapazitäten sind die
hohen Fixkosten und die damit einhergehenden Größenvorteile bei der Lei-
stungserstellung. Es ist bekannt, dass bei Vorliegen von Größenvorteilen Grenz-
kostenpreise nicht mehr zu einer Gesamtkostendeckung führen. Hohe Fixkosten
für die Bereitstellung von Netzinfrastruktur sind kein Argument an sich für
staatliche Subventionierung. Auf Grund der stark gestiegenen Verkehrsnachfra-
ge in den letzten Jahrzehnten ist eine zunehmende Verknappung der Wegeinfra-
strukturkapazitäten entstanden, so dass sich hieraus die Notwendigkeit für die
Entwicklung marktwirtschaftlicher Lösungen ergibt.

Insbesondere darf der Grad der Gesamtkostendeckung nicht dem Zufall überlas-
sen bleiben, sondern ist mit wirtschaftlichen Mitteln zu steuern. Falls keine Lei-
stungen für die Allgemeinheit erbracht werden, sollten die gesamten Kosten voll
gedeckt werden. Liegen Leistungen für die Allgemeinheit vor, zum Beispiel in
Form von regionalwirtschaftlichen Beiträgen, so sind die entsprechenden Teile
der Kosten dem Staat zuzurechnen (Staatsanteil). Die verbleibende Finanzie-
rungsanforderung für Infrastrukturbenutzungsgebühren ist im politischen Pro-
zess festzulegen, wobei die bisherigen verkehrsbezogenen Steuern sukzessiv
durch Gebühren ersetzt werden sollten (Übergang zum Bestimmungslandprin-
zip).

Bei einer Preisbemessung in Höhe der sozialen Grenzkosten bleiben die fixen
Kosten der Leistungsbereitschaft (z.B.: Infrastrukturmanagement) und des Ka-
pitaldienstes unberücksichtigt. Sobald die Infrastruktur ausgebaut wird, entste-
hen Größenvorteile, so dass die Grenzkosten der Infrastrukturerweiterung ab-
nehmen. Bei Preiserhebung zu Grenzkosten folgt damit eine Finanzierungslük-
ke. Diese Finanzierungslücke kann durch Anlastung der Staugrenzkosten nicht
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geschlossen werden, da letztere bei Kapazitätserweiterung sinken.4 Problema-
tisch bei einer Gebührenerhebung einzig nach sozialen Grenzkosten ist folglich,
dass sich der Subventionsbedarf zur Fixkostendeckung als Residualgröße ergibt
und nicht als Ex-ante-Bedingung in das Tarifbildungsprinzip aufgenommen
wird. Der Staat, der zur Defizitdeckung herangezogen werden soll, wird somit
mit nicht kalkulierbaren Zuschussbedarfen konfrontiert. Würde zum Beispiel
das Prinzip der sozialen Grenzkosten auch im Luftverkehr angewendet, so ent-
stünden bislang nicht bestehende Zuschussbedarfe für die Flugsicherung.

3 Die Vorteile mehrstufiger Tarifsysteme

3.1 Design

Die im Weißbuch vorgeschlagenen Tarife nach sozialen Grenzkosten sind linea-
re Tarife. Die volkswirtschaftlich vorteilhafteren mehrteiligen Tarife, insbeson-
dere zur Erfüllung der Gesamtkostendeckung werden vernachlässigt.5 Zweistu-
fige Tarifsysteme sind in anderen Netzbereichen mit signifikanten Fixkosten
bereits seit langem etabliert. Beispiele hierfür sind Elektrizitäts-, Wasserversor-
gungs- und Telekommunikationsnetze, wo neben der Rechnung für den indivi-
duellen Verbrauch der Einheiten auch Anschluss- und Grundgebühren erhoben
werden. Während durch Zahlung einer festen Preiskomponente (Eintrittsgebühr)
der Zutritt zu einem „Netzklub“ erkauft wird, ermöglicht die Zahlung einer va-
riablen Preiskomponente die konkrete Nutzung der Netzinfrastruktur. Werden
zweistufige Tarife optional angeboten - d.h. neben einstufigen (linearen) Tarifen
zur Wahl gestellt -, so lässt sich die Zahlung der Eintrittsgebühr umgehen, aller-
dings wird dann eine höhere variable Nutzungsgebühr fällig.

                                                
4 Vgl. hierzu im einzelnen G. Knieps (1992), Wettbewerb im europäischen Ver-

kehrssektor: Das Problem des Zugangs zu Wegeinfrastrukturen, ifo Studien, 38.
Jahrg., Nr. 3-4, S. 317-328.

5 Einen guten Überblick über die inzwischen umfangreiche Literatur zur der Wohl-
fahrtswirkung von Preisdifferenzierung, insbesondere zweistufiger (mehrstufiger)
Tarife, bietet Brown, Stephen J. / Sibley, David S., The theory of public utility
pricing, Cambridge University Press, Cambridge u.a.,1986.
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Grundsätzlich gilt es bei zweistufigen Tarifsystemen zu beachten, dass die feste
und die variable Preiskomponente aufeinander abgestimmt werden müssen. Die
Festlegung der jeweiligen Parameter darf nicht unabhängig voneinander erfol-
gen, sondern muss in ihrer gesamthaften Anreizwirkung beurteilt werden. Des-
halb sind die Klubkartenpreise so festzulegen, dass für möglichst viele Nachfra-
ger der Erwerb einer solchen Karte lohnend ist. Weiter ist die variable Preis-
komponente umso niedriger, je höher der Preis der Klubkarte ist. Schließlich
wird durch das geeignete Design der variablen Preiskomponente die effiziente
Allokation knapper Infrastrukturkapazitäten sichergestellt. Insoweit die variable
Preiskomponente die Knappheitspreise (Opportunitätskosten) ausgelasteter
Strecken reflektiert, muss eine systematische Bevorzugung der Nicht-Karten-
Kunden vermieden werden.

3.2 Preisdifferenzierung versus Preisdiskriminierung

Marktkonforme Infrastrukturbenutzungsgebühren müssen einen diskriminie-
rungsfreien Zugang zu den Wegeinfrastrukuren gewähren. Es muss folglich
auch sichergestellt sein, dass mehrstufige Tarife keine tariflichen Diskriminie-
rungstatbestände enthalten. In diesem Zusammenhang ist es besonders wichtig,
dass kleine Nachfrager ohne Klubkarte und Inhaber einer Klubkarte bei der Zu-
weisung von Infrastrukturkapazitäten gleich behandelt werden. Diese Vorschrift
schließt unmittelbar an das Diskriminierungsverbot des § 20(1) Gesetz gegen
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) an. Hiernach darf ein als marktbeherr-
schend eingestuftes Unternehmen die Wettbewerbsmöglichkeiten anderer Un-
ternehmen in einer für den Wettbewerb auf dem Markt erheblichen Weise ohne
sachlich gerechtfertigten Grund nicht beeinträchtigen. In dieser abstrakten For-
mulierung ist das Diskriminierungsverbot nicht nur wettbewerbspolitisch ge-
rechtfertigt, sondern steht auch nicht im Konflikt zur Ausgestaltung volkswirt-
schaftlich erwünschter effizienter Preissysteme.
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Das juristische Konzept der Diskriminierung darf insbesondere nicht dazu ver-
wendet werden, um volkswirtschaftlich erwünschte Preisdifferenzierungen zu
untersagen. Diese Gefahr entsteht u.a. deshalb, weil im angelsächsischen
Sprachgebrauch das wettbewerbsneutrale ökonomische Konzept der Preisdiffe-
renzierung ebenfalls als „price-discrimination“ bezeichnet wird.6 Preisdifferen-
zierung bedeutet, dass Preisunterschiede sich nicht nur auf Unterschiede bei den
einem Kunden direkt zurechenbaren Kosten zurückführen lassen, sondern dass
auch Nachfragegesichtspunkte mit in die Preisbildung einbezogen werden. Lan-
ge Zeit wurde Preisdifferenzierung als Ausbeutungsinstrument von Monopoli-
sten (miss-)verstanden und als wettbewerbsschädlich angesehen.7 Inzwischen
hat sich jedoch in der modernen Wettbewerbsökonomie die Erkenntnis durchge-
setzt, dass - unabhängig von der zu Grunde liegenden Marktform - Preisdiffe-
renzierung oftmals eine wohlfahrtserhöhende Wirkung besitzt und nicht nur die
Produzenten, sondern auch die Konsumenten besser stellt.

Für die volkswirtschaftliche Beurteilung unterschiedlicher Preisdifferenzie-
rungsschemata (unterschiedliche zweistufige Systeme) müssen die Schemata als
Ganzes verglichen werden. Es ist unzulässig, auf Grund punktueller Preisver-
gleiche globale Aussagen über die Wohlfahrtswirkungen von Preisdifferenzie-
rung abzuleiten. Um den Diskriminierungsvorwurf zu vermeiden, dürfen zwei-
stufige Systeme nicht selektiv angeboten werden. Vielmehr müssen sämtliche
Nachfrager ein diesbezügliches Angebot erhalten. Darüber hinaus ist die Optio-
nalität zweistufiger Tarifsysteme nicht nur aus Effizienzgründen vorteilhaft,
sondern es wird auch der Vermeidung des Vorwurfs der Diskriminierung von
Kleinkunden Rechnung getragen.

                                                
6 "...price discrimination should be defined as implying that two varieties of a

commodity are sold (by the same seller) to two buyers at different net prices, the
net price being the price (paid by the buyer) corrected for the cost associated with
the product differentiation." (Phlips, Louis, The Economics of Price Discriminati-
on, Cambridge University Press, Cambridge u.a., 1983, S. 6).

7 Hierfür waren insbesondere die grundlegenden Ausführungen von Pigou, Arthur
C., The Economics of Welfare, MacMillan, London, 1920, 4. Aufl. 1952, Kap.
XVII verantwortlich.
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3.3 Wohlfahrtserhöhende Vorteile zweistufiger Tarife

Preisdifferenzierung kann unter bestimmten Bedingungen das Überleben eines
Unternehmens überhaupt erst ermöglichen, falls ein einheitlicher (uniformer)
Preis die erforderliche Kostendeckung nicht sichert.8 Ein aus volkswirtschaftli-
cher Sicht zentraler Vorteil zweistufiger Tarife gegenüber einstufigen Tarifen
liegt darin, dass das Ziel der (partiellen) Kostendeckung erreicht werden kann,
ohne durch erhebliche Aufschläge auf den variablen Preis die Verkehrsnachfra-
ge in starkem Maße abzuschrecken und dadurch die effiziente Allokation knap-
per Wegeinfrastrukturkapazitäten zu ermöglichen. Von besonderer Bedeutung
für die wohlfahrtserhöhenden Auswirkungen ist der mit zweistufigen Tarifen
typischerweise einhergehende Zuwachs an Verkaufsvolumen (Mehrverkehr).9

Es ist zu erwarten, dass größere Nachfrager nach Wegeinfrastrukturen (Besitzer
einer Klubkarte) alles versuchen werden, um diese möglichst intensiv zu nutzen.
Da überdies die Infrastrukturnachfrager, für die sich der Kauf einer Klubkarte
nicht lohnt, ebenfalls Wegeinfrastrukturkapazitäten nutzen können, werden klei-
ne Nachfrager, für die sich der Erwerb einer Klubkarte nicht lohnen würde, nicht
ausgeschlossen.

3.4 Vielfalt der Klubkarten und Vermeidung von Quersubventionierung

Investitionen in den Aufbau von Infrastrukturen im Rahmen von Privatisie-
rungsmaßnahmen werden im Weißbuch vernachlässigt. Anreize für private In-
vestitionen sind nur dann zu erwarten, wenn nicht nur die laufenden Kosten
(operating cost) der Wartung der Infrastruktur, sondern auch die Kapitalkosten
(user cost of capital) durch die anfallenden Erträge gedeckt werden können. Ab-
hängig von den Preiselastizitäten der Nachfrager nach den Kapazitäten unter-
schiedlicher Wegeinfrastrukturen und den damit einhergehenden unterschiedlich
hohen Fixkosten wird sich eine Vielzahl unterschiedlicher Klubkartentarife her-
                                                

8 Wenn die Durchschnittskostenkurve über der Nachfragekurve liegt, ist Preisdiffe-
renzierung zur Gesamtkostendeckung unabdingbar. Vgl. hierzu Mansfield, Edwin,
Microeconomics, Theory / Applications, Ninth Edition, W.W. Norton & Com-
pany, New York & London 1997, S. 324f.

9 Es gilt zu beachten, daß Umweltkosten durch separate umweltpolitische Instru-
mente (Mineralölsteuer etc.) gedeckt werden müssen.
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auskristallisieren. Insbesondere werden unterschiedliche Kombinationen von
Klubkartentarifen und variablen Nutzungsgebühren zu beobachten sein. Für pri-
vate Infrastrukturprojekte gilt, wie für Investitionen in anderen Wirtschaftssek-
toren auch, dass die User Cost of Capital (ökonomische Abschreibung und
marktgerechte Bedienung von Eigen- und Fremdkapital) gewährleistet sein
muss. Quersubventionen zwischen profitablen und defizitären Infrastrukturpro-
jekten, die im Weißbuch als erwünscht angesehen werden, stehen folglich im
Gegensatz zu dezentralen Privatisierungsmaßnahmen.

4 Anreizkompatibilität mehrstufiger Tarife

Optionale zweiteilige Tarife haben den Vorteil, dass sie den Nachfragern Anrei-
ze setzen, Informationen über ihre individuelle Zahlungsbereitschaft zu offenba-
ren (z. B. ob es sich für sie lohnt, eine bestimmte fixe Eintrittsgebühr zu bezah-
len) und sich somit selbst einer bestimmten Nachfragergruppe zuzuordnen.

An dieser Stelle muss betont werden, dass es nicht ein einziges optimales Tarif-
schema gibt, das von einer zentralen Stelle aus angestrebt werden könnte. Viel-
mehr gilt es, die Grenzen einer zusätzlichen Preisdifferenzierung im Sinne eines
„Trial-and-Error“-Prozesses auszuloten. Die Grenze einer weiter gehenden Dif-
ferenzierung wird dann erreicht, wenn die Transaktionskosten für das Preis-
schema zu hoch werden, d.h. wenn die Kosten der Arbitragevermeidung die
Vorteile einer Tarifverfeinerung überschreiten. Diese Grenze lässt sich jedoch
nicht uniform bestimmen, sondern hängt von den jeweils herrschenden Verhält-
nissen „vor Ort“ ab. Als Konsequenz ist ein verkehrspolitischer Ordnungsrah-
men erforderlich, der die Suche der Infrastrukturbetreiber nach innovativen Ta-
rifstrukturen nicht behindert.

5 Das zentralistische System sozialer Grenzkostenpreise versus
vielfältige, mehrstufige Tarifsysteme

Die Grenzkosten als Ausgangspunkt der Preisbildung sind unter Ökonomen un-
bestritten. Mit dem Vorschlag eines Systems der sozialen Grenzkostenpreise für
alle Verkehrsträger, Regionen und Verkehrsorganisationen bewegt sich die
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Kommission allerdings in Richtung eines zentralistischen Konzepts des Wohl-
fahrtsstaates. Dieses führt, wie jedes Konzept zentraler Verrechnungspreise, zu
einem außerordentlich hohen Informationsbedarf, denn die Ermittlung „effizi-
enter“ Preise setzt voraus, dass die Optimalsituation bekannt ist.10 Hinzu tritt die
Notwendigkeit der Defizitfinanzierung. Es ist unbestritten, dass statische Allo-
kationsverzerrungen reduziert werden können, wenn nicht der einzelne Ver-
kehrssektor, sondern sämtliche Verkehrssektoren gemeinsam zur Finanzierung
der Restdefizite herangezogen werden. Noch geringer würde die Allokations-
verzerrung, wenn das Defizit aus dem allgemeinen Staatshaushalt gedeckt wür-
de. Der ausschlaggebende Vorteil der Infrastruktur-Klublösung - mit Kosten-
deckung der jeweiligen Infrastrukturen mittels mehrteiliger Tarife - besteht je-
doch darin, die Begehrlichkeit nach einem immer stärkeren Infrastrukturausbau
zu dämpfen und Anreize für private Infrastrukturinvestitionen zu setzen.

Der im Weißbuch stark strapazierte Begriff der Effizienz betrifft ausschließlich
die optimale Auslastung eines Netzes in einem kurzen Zeitraum. Es ist jedoch
nicht zu erwarten, dass der Staat durch Zentralsteuerung mit ständiger Anlastung
der „richtigen“ Grenzkosten das System in einen optimalen Zustand einschwin-
gen kann. Ferner wird der Infrastrukturbereich des Verkehrssektors auf diese
Weise den Marktkräften und ihren innovatorischen Anstößen entzogen, evoluto-
rischen Kräften also, die man in anderen Netzsektoren, wie der Telekommuni-
kation oder der Energieversorgung zu entdecken und erschließen gelernt hat.
Diese als dynamische Effizienz bezeichnete ökonomische Zielsetzung legt den
größten Wert auf die Schaffung der richtigen Anreize bei den Akteuren in lang-
fristiger Sicht.

Die dynamische Effizienz des Marktes entsteht durch dezentrale Entscheidun-
gen. Nur so ist es möglich, das Wissen über den konkreten Handlungsbedarf
„vor Ort“ möglichst umfassend zu berücksichtigen und eine bessere Erfolgs-
kontrolle zu erreichen. Entscheidungen über marktkonforme Infrastrukturbenut-
zungsgebühren sollten grundsätzlich dezentral und verkehrsträgerbezogen, also
                                                

10 Selbst der zentralistische Einsatz von intermodalen Ramsey-Preissystemen wäre
aus diesem Grunde zum Scheitern verurteilt. Vgl. hierzu auch G. Knieps, An in-
termodal approach of congestion fees under variable transportation infrastructu-
res, Diskussionsbeiträge des Instituts für Verkehrswissenschaft und Regionalpoli-
tik, Nr. 15, Universität Feiburg, August 1994.
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nach dem Prinzip der Subsidiarität, getroffen werden, um die unterschiedlichen
Bedingungen in Regionen und Netzen bestmöglich zu berücksichtigen.

Investitionen in den Ausbau von Infrastrukturen unter Einbeziehung privaten
Kapitals werden im Weißbuch nachrangig und nicht angemessen behandelt, ob-
wohl die Kommission die Bedeutung privat/öffentlicher Partnerschaften gerade
im Zusammenhang mit dem Aufbau Transeuropäischer Netze hervorhebt. An-
reize für private Investitionen sind nur dann zu erwarten, wenn nicht nur die lau-
fenden Kosten der Wartung der Infrastruktur, sondern auch die Kapitalkosten
durch die anfallenden Erträge gedeckt werden können. Abhängig von den Preis-
elastizitäten der Nachfrage nach den Kapazitäten unterschiedlicher Wegeinfra-
strukturen und den damit einhergehenden unterschiedlich hohen Fixkosten wird
sich eine Vielzahl unterschiedlicher Kombinationen von Grundgebühren und
variablen Nutzungsgebühren herauskristallisieren.

Kostenunterdeckungen und Quersubventionen zwischen profitablen und defizi-
tären Infrastrukturprojekten, wie sie sich als Konsequenz der Weißbuchvor-
schläge ergeben, schrecken Privatkapital ab und stehen folglich im Gegensatz
zum Ziel vermehrter privat/öffentlicher Partnerschaften für den Infrastruktur-
ausbau.
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